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der Stadtwerke Rheine GmbH 

Gesellschaftsvertrag 

der Stadtwerke Rheine GmbH 

 
§ 1 Firma und Sitz der Gesellschaft 

 
(1) Die Gesellschaft führt die Firma „Stadtwerke 
Rheine GmbH“. 
 
(2) Sitz der Gesellschaft ist Rheine. 

 

§ 1 Firma und Sitz der Gesellschaft 

 
(1) Die Gesellschaft führt die Firma „Stadtwerke 
Rheine GmbH“. 
 
(2) Sitz der Gesellschaft ist Rheine. 

 

§ 2 Gegenstand des Unternehmens 

 

(1) Gegenstand des Unternehmens ist die 

Wahrnehmung öffentlicher Aufgaben durch: 

− die Erzeugung, der Handel und die Liefe-
rung von elektrischer Energie, Gas, Was-
ser und Wärme, 

 
− der Öffentliche Personennahverkehr und 

die Bewirtschaftung des ruhenden Ver-
kehrs, 
 

− die Errichtung und der Betrieb von Bädern, 
 
− die Telekommunikation, 

 
 

− die Erbringung von Beratungs- und Be-
triebsführungsleistungen in technischer 
und betriebswirtschaftlicher Hinsicht. 

 
 

(2) Die Gesellschaft ist zu allen Maßnahmen und 

Geschäften berechtigt, durch die der genannte 

Gesellschaftszweck gefördert werden kann. Sie 

kann sich zur Erfüllung ihrer Aufgaben anderer 

Unternehmen bedienen, sich an ihnen beteiligen 

oder solche Unternehmen sowie Hilfs- und Ne-

benbetriebe erwerben, errichten oder pachten. 

§ 2 Gegenstand des Unternehmens 

 

(1) Gegenstand des Unternehmens ist die Wahr-

nehmung öffentlicher Aufgaben durch: 

− Erzeugung, Speicherung, Gewinnung, Han-
del, Vertrieb und Verteilung von elektrischer 
Energie, Gas, Wasser und Wärme, 
 

− den Betrieb und die Bewirtschaftung des öf-
fentlichen Personennahverkehrs und des ru-
henden Verkehrs, 
 

− die Errichtung und den Betrieb von Bädern, 
 

− die Erbringung von Telekommunikations-
dienstleistungen sowie 
 

− die Erbringung aller damit unmittelbar ver-
bundener und dies fördernder Dienstleistun-
gen in technischer und betriebswirtschaftli-
cher Hinsicht. 

 
(2) Die Gesellschaft ist zu allen Maßnahmen und 

Geschäften berechtigt, durch die der genannte Ge-

sellschaftszweck gefördert werden kann. Sie kann 

sich zur Erfüllung ihrer Aufgaben anderer Unter-

nehmen bedienen, sich an ihnen beteiligen oder 

solche Unternehmen sowie Hilfs- und Nebenbetrie-

be erwerben, errichten oder pachten. 

 
§ 3 Dauer der Gesellschaft, Geschäftsjahr, 
Bekanntmachungen 

 
(1) Die Dauer der Gesellschaft ist nicht begrenzt. 
 
(2) Das Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr. 
 
(3) Die Bekanntmachungen der Gesellschaft er-
folgen, soweit gesetzlich erforderlich, nur im 
elektronischen Bundesanzeiger.  

 

§ 3 Dauer der Gesellschaft, Geschäftsjahr, Be-
kanntmachungen 
 
(1) Die Dauer der Gesellschaft ist nicht begrenzt. 
 
(2) Das Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr. 
 
(3) Die Bekanntmachungen der Gesellschaft er-
folgen, soweit gesetzlich erforderlich, nur im elekt-
ronischen Bundesanzeiger.  
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§ 4 Stammkapital und Stammeinlagen 

 

(1) Das Stammkapital der Gesellschaft beträgt 

7.500.000,00 EUR (in Worten: siebenmillionen-

fünfhunderttausend EURO). 

 

(2) Das gesamte Stammkapital wird von der 

Stadt Rheine gehalten. 

 

§ 4 Stammkapital und Stammeinlagen 

 

(1) Das Stammkapital der Gesellschaft beträgt 

7.500.000,00 EUR (in Worten: siebenmillionen-

fünfhunderttausend EURO). 

 

(2) Das gesamte Stammkapital – der Geschäfts-

anteil Nr. 1 im Nominalwert von 7.500.000,00 

EUR – wird von der Stadt Rheine gehalten. 

 
§ 5 Verfügung über Geschäftsanteile 

 

(1) Die Übertragung oder Verpfändung der Ge-

schäftsanteile oder von Teilen der Geschäfts-

anteile ist nur mit schriftlicher Einwilligung der 

Gesellschaft zulässig. Die Einwilligung kann nur 

nach vorheriger Zustimmung des Aufsichtsrates 

und der Gesellschafterversammlung erteilt 

werden. Der Beschluss des Aufsichtsrates be-

darf einer Mehrheit von ¾ seiner satzungsmä-

ßigen Mitglieder. 

 

(2) Die Übertragung der Geschäftsanteile oder 

von Teilen der Geschäftsanteile auf natürliche 

Personen oder auf Gesellschaften, deren Kapi-

tal sich ganz oder teilweise, direkt oder indirekt 

in der Hand von natürlichen Personen befindet, 

ist ausgeschlossen. 

 

§ 5 Verfügung über Geschäftsanteile 

 

(1) Die Übertragung oder Verpfändung der Ge-

schäftsanteile oder von Teilen der Geschäftsan-

teile ist nur mit schriftlicher Einwilligung der Ge-

sellschaft zulässig. Die Einwilligung kann nur 

nach vorheriger Zustimmung des Aufsichtsrates 

und der Gesellschafterversammlung erteilt wer-

den. Der Beschluss des Aufsichtsrates bedarf ei-

ner Mehrheit von ¾ seiner satzungsmäßigen Mit-

glieder. 

 

(2) Die Übertragung der Geschäftsanteile oder 

von Teilen der Geschäftsanteile auf natürliche 

Personen oder auf Gesellschaften, deren Kapital 

sich ganz oder teilweise, direkt oder indirekt in der 

Hand von natürlichen Personen befindet, ist aus-

geschlossen. 

 
§ 6 Gesellschaftsorgane 

 

(1) Die Organe der Gesellschaft sind: 

 

1. der/die Geschäftsführer, 

2. der Aufsichtsrat, 

3. die Gesellschafterversammlung. 

 

(2) Die Gesellschaft kann Beiräte bilden. 

 

(3) Wird ein Mitglied eines Organs aus seiner 

Tätigkeit für die Gesellschaft haftbar gemacht, 

§ 6 Gesellschaftsorgane 

 

(1) Die Organe der Gesellschaft sind: 

 

1. die Geschäftsführer/innen, 

2. der Aufsichtsrat, 

3. die Gesellschafterversammlung. 

 

 

 

(2) Wird ein Mitglied eines Organs aus seiner Tä-

tigkeit für die Gesellschaft haftbar gemacht, stellt 
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stellt die Gesellschaft dieses Mitglied von der 

Haftung frei. Ist der Schaden vorsätzlich oder 

grob fahrlässig herbeigeführt, kann die Gesell-

schaft gegenüber dem Mitglied des Organs 

Rückgriff nehmen, es sei denn, das schädigen-

de Verhalten beruhte auf einer gesetzmäßigen 

Weisung.  

 

die Gesellschaft dieses Mitglied von der Haftung 

frei. Ist der Schaden vorsätzlich oder grob fahr-

lässig herbeigeführt, kann die Gesellschaft ge-

genüber dem Mitglied des Organs Rückgriff neh-

men, es sei denn, das schädigende Verhalten be-

ruhte auf einer gesetzmäßigen Weisung. 

 

§ 7 Geschäftsführung und Vertretung der 

Gesellschaft 

 

(1) Die Gesellschaft hat einen oder mehrere 

Geschäftsführer. Sie werden auf Vorschlag des 

Aufsichtsrates durch die Gesellschafterver-

sammlung bestellt und abberufen. 

 

 

Sind mehrere Geschäftsführer bestellt, so kann 

die Gesellschafterversammlung auf Vorschlag 

des Aufsichtsrates einen Geschäftsführer zum 

Vorsitzenden der Geschäftsführung ernennen. 

 

 

 

(2) Die Abberufung eines Geschäftsführers 

kann nur aus wichtigem Grund erfolgen. 

 

 

(3) Die Gesellschaft wird durch einen oder 

mehrere Geschäftsführer vertreten. Ist nur ein 

Geschäftsführer bestellt, vertritt er die Gesell-

schaft allein. Sind mehrere Geschäftsführer be-

stellt, so wird die Gesellschaft gemeinschaftlich 

durch zwei Geschäftsführer oder durch einen 

Geschäftsführer in Gemeinschaft mit einem 

Prokuristen vertreten. 

 

 

 

 

 

§ 7 Geschäftsführung und Vertretung der Ge-

sellschaft 

 

(1) Die Gesellschaft hat einen oder mehrere Ge-

schäftsführerinnen oder Geschäftsführer. Sie 

werden auf Vorschlag des Aufsichtsrates durch 

die Gesellschafterversammlung bestellt und abbe-

rufen. 

 

Sind mehrere Geschäftsführerinnen oder Ge-

schäftsführer bestellt, so kann die Gesellschafter-

versammlung auf Vorschlag des Aufsichtsrates 

eine Geschäftsführerin oder einen Geschäftsfüh-

rer zum/zur Vorsitzenden der Geschäftsführung 

ernennen. 

 

(2) Die Abberufung einer Geschäftsführerin oder 

eines Geschäftsführers kann nur aus wichtigem 

Grund erfolgen. 

 

(3) Die Gesellschaft wird durch eine bzw. einen 

oder mehrere Geschäftsführerinnen oder Ge-

schäftsführer vertreten. Ist nur eine Geschäftsfüh-

rerin oder ein Geschäftsführer bestellt, so vertritt 

sie bzw. er die Gesellschaft allein. Sind mehrere 

Geschäftsführerinnen oder Geschäftsführer be-

stellt, so wird die Gesellschaft gemeinschaftlich 

durch zwei Geschäftsführerinnen oder Geschäfts-

führer oder durch eine Geschäftsführerin bzw. ei-

nen Geschäftsführer in Gemeinschaft mit einem 

Prokuristen oder einer Prokuristin vertreten. Die 

Geschäftsführer und Geschäftsführerinnen sind 

von den Beschränkungen des § 181 BGB befreit, 
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(4) Sofern mehrere Geschäftsführer bestellt 

sind, geben sich die Geschäftsführer eine Ge-

schäftsordnung, die der Zustimmung des Auf-

sichtsrates bedarf. 

 

 

(5) Die Geschäftsführer leiten die Gesellschaft 

unter Beachtung der Gesetze, dieses Gesell-

schaftsvertrages, der Beschlüsse der Gesell-

schafterversammlung und des Aufsichtsrates 

sowie einer Geschäftsordnung für die Ge-

schäftsführer unter eigener Verantwortung. Sie 

beauftragen den Abschlussprüfer. 

 

(6) Die Geschäftsführer haben an den Rats- 

und Ausschusssitzungen sowie an den Verwal-

tungsbesprechungen der Stadt Rheine auf Ein-

ladung teilzunehmen, soweit Belange der Ge-

sellschaft betroffen sind. 

 

(7) Der Aufsichtsrat kann allen oder einzelnen 

Geschäftsführern abweichend von Absatz 3 

Einzelvertretungsbefugnis und Befreiung von 

den Beschränkungen des § 181 BGB für den 

Fall der Mehrvertretung erteilen. Für Geschäfte 

mit Gesellschaften im Konzern der Stadtwerke 

Rheine GmbH und mit der Stadt Rheine sind 

die Geschäftsführer von den Beschränkungen 

des § 181 BGB befreit. 

 

soweit sie als Vertreter eines Dritten handeln. 

 

(4) Sofern mehrere Geschäftsführerinnen oder 

Geschäftsführer bestellt sind, geben sich die Ge-

schäftsführerinnen bzw. Geschäftsführer eine Ge-

schäftsordnung, die der Zustimmung des Auf-

sichtsrates bedarf. 

 

(5) Die Geschäftsführung leitet die Gesellschaft 

unter Beachtung der Gesetze, dieses Gesell-

schaftsvertrages, der Beschlüsse der Gesell-

schafterversammlung und des Aufsichtsrates so-

wie einer Geschäftsordnung für die Geschäftsfüh-

rung unter eigener Verantwortung. Sie beauftra-

gen den/ die Abschlussprüfer/in. 

 

(6) Die Geschäftsführung hat an den Rats- und 

Ausschusssitzungen sowie an den Verwaltungs-

vorstandsbesprechungen der Stadt Rheine auf 

Einladung teilzunehmen, soweit Belange der Ge-

sellschaft betroffen sind. 

 

(7) Der Aufsichtsrat kann allen oder einzelnen 

Mitgliedern der Geschäftsführung abweichend 

von Absatz 3 Einzelvertretungsbefugnis erteilen. 

 

§ 8 Bildung, Zusammensetzung und Amts-

dauer des Aufsichtsrates 

 

(1) Die Gesellschaft hat einen Aufsichtsrat, auf 

den die Bestimmungen des Aktiengesetzes 

keine Anwendung finden. 

 

(2) Der Aufsichtsrat besteht aus 19 stimmbe-

rechtigten und aus 3 beratenden Mitgliedern. 

§ 8 Bildung, Zusammensetzung und Amtsdau-

er des Aufsichtsrates 

 

(1) Die Gesellschaft hat einen Aufsichtsrat, auf 

den die Bestimmungen des Aktiengesetzes kei-

ne Anwendung finden. 

 

(2) Der Aufsichtsrat besteht aus max. 19 stimm-

berechtigten und max. 3 beratenden Mitgliedern. 
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15 Mitglieder werden vom Rat der Stadt Rheine 

nach den Grundsätzen entsandt, die für die Be-

stellung von Ausschussmitgliedern gemäß der 

Gemeindeordnung Nordrhein-Westfalen in der 

jeweils gültigen Fassung maßgebend sind. Drei 

Mitglieder werden von den Arbeitnehmern der 

Gesellschaft und deren abhängigen Unterneh-

men gewählt; im Übrigen finden für die Wahl 

die Vorschriften des Betriebsverfassungsgeset-

zes über die Wahl des Betriebsrats in seiner 

jeweiligen Fassung, derzeit §§ 7, 8, 13 - 20 Be-

trVG vom 15.01.1972, BGBl. 1972 S. 13 ent-

sprechende Anwendung. Der Bürgermeister/die 

Bürgermeisterin der Stadt Rheine ist geborenes 

Mitglied des Aufsichtsrates. Der Stadtkämmerer 

und 2 Vertreter des Betriebsrates nehmen an 

den Sitzungen des Aufsichtsrates mit beraten-

der Stimme teil. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

(3) Für jedes Aufsichtsratsmitglied wird ein per-

sönlicher Vertreter für den Fall zeitwilliger Ver-

hinderung bestimmt, der im Verhinderungsfall 

dessen Rechte und Pflichten übernimmt. Für 

die Arbeitnehmervertreter bestimmt sich die 

persönliche Vertretungsregelung und die Er-

satzmitgliedschaft entsprechend den Regelun-

gen des Betriebsverfassungsgesetzes in seiner 

jeweiligen Fassung, derzeit § 25 BetrVG vom 

15.01.1972. 

 

Der Bürgermeister bzw. die Bürgermeisterin der 

Stadt Rheine ist geborenes Mitglied des Auf-

sichtsrates. Max. 18 weitere Mitglieder werden 

vom Rat der Stadt Rheine entsandt. Drei dieser 

Mitglieder (höchstens jedoch 1/3 der Mitglieder 

des Aufsichtsrates) sind aus dem Kreis der Ar-

beitnehmerinnen und Arbeitnehmer der Gesell-

schaft und deren abhängigen Unternehmen - 

nachfolgend auch „Konzern der Stadtwerke Rhei-

ne GmbH“ genannt - zu bestimmen. Der Rat der 

Stadt Rheine bestellt aus einer von den Beschäf-

tigten der Gesellschaften im Konzern der Stadt-

werke Rheine GmbH gewählten Vorschlagsliste 

die in den Aufsichtsrat zu entsendenden Arbeit-

nehmervertreterinnen und Arbeitnehmervertreter. 

Die Vorschlagsliste ist entsprechend der Verord-

nung über das Verfahren für die Wahl einer Vor-

schlagsliste der Beschäftigten für die Bestellung 

von Arbeitnehmervertreterinnen und Arbeitneh-

mervertretern in fakultativen Aufsichtsräten in ih-

rer jeweils gültigen Fassung, derzeit in der Fas-

sung vom 17.02.2015 zu erstellen. Die Bestellung 

bedarf eines Beschlusses der Mehrheit der ge-

setzlichen Zahl der Mitglieder des Rates. Die Vor-

schlagsliste muss mindestens die doppelte Zahl 

der zu entsendenden Arbeitnehmervertreterinnen 

und Arbeitnehmervertretern  enthalten. § 108 a 

GO NW in der jeweils gültigen Fassung ist zu be-

achten.  

 

(3) Für jedes Aufsichtsratsmitglied wird eine per-

sönliche Vertretung für den Fall zeitweiliger Ver-

hinderung bestimmt, die im Verhinderungsfall 

dessen Rechte und Pflichten übernimmt. Für die 

Arbeitnehmervertreterinnen und Arbeitnehmerver-

treter ist mit jedem Wahlvorschlag zusammen mit 

jeder Bewerberin bzw. jedem Bewerber für diese 

bzw. diesen ein stellvertretendes Mitglied in die 

Vorschlagsliste aufzunehmen.  
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(4) Die vom Rat der Stadt Rheine entsandten 

Mitglieder des Aufsichtsrates werden für die 

Dauer der jeweiligen Wahlperiode des Rates 

bestellt. Die Amtsdauer der Arbeitnehmerver-

treter bestimmt sich nach der gesetzlichen 

Amtszeit des Betriebsrates entsprechend den 

Regelungen des Betriebsverfasssungsgesetzes 

in seiner jeweiligen Fassung, derzeit § 21 Be-

trVG vom 15.01.1972. Die Aufsichtsratsmitglie-

der führen nach Ablauf ihrer Amtszeit ihre Ge-

schäfte bis zur Bestellung der neuen Aufsichts-

ratsmitglieder weiter.  

 

(5) Die Mitgliedschaft der vom Rat der Stadt 

Rheine entsandten Aufsichtsratsmitglieder en-

det vorzeitig: 

 

a) durch Kündigung seitens des Mitgliedes, 

die durch schriftliche Erklärung gegenüber 

der Gesellschaft unter Einhaltung einer 

vierwöchigen Kündigungsfrist erfolgen 

kann, 

b) mit dem Ausscheiden des Aufsichtsratsmit-

gliedes aus dem Rat der Stadt Rheine wäh-

rend der laufenden Ratsperiode, 

 

 

 

 

 

 

 

c) durch jederzeit möglichen Widerruf der 

Entsendung des Aufsichtsratsmitgliedes 

durch den Rat der Stadt Rheine.  

 

In diesen Fällen entsendet der Rat der Stadt 

Rheine für die restliche Amtszeit des ausge-

schiedenen Mitgliedes einen Nachfolger. 

 

(6) Das Ende der Mitgliedschaft der Arbeitneh-

(4) Die vom Rat der Stadt Rheine entsandten Mit-

glieder des Aufsichtsrates (einschl. Arbeitnehmer-

vertreterinnen bzw. Arbeitnehmervertreter) wer-

den für die Dauer der jeweiligen Wahlperiode des 

Rates bestellt. Sie führen nach Ablauf ihrer Amts-

zeit ihre Geschäfte bis zur Bestellung der neuen 

Aufsichtsratsmitglieder weiter.  

 

 

 

 

 

 

(5) Die Mitgliedschaft der vom Rat der Stadt 

Rheine entsandten Aufsichtsratsmitglieder endet 

vorzeitig: 

 

a) durch Amtsniederlegung seitens des Mitglie-

des, die durch schriftliche Erklärung gegen-

über der Gesellschaft mit sofortiger Wirkung 

erfolgen kann, 

 

b) handelt es sich bei dem Aufsichtsratsmitglied 

nicht um eine Arbeitnehmervertreterin oder ei-

nen Arbeitnehmervertreter, so endet die Mit-

gliedschaft mit dem Ausscheiden des Auf-

sichtsratsmitgliedes aus dem Rat der Stadt 

Rheine während der laufenden Ratsperiode,  

c) für Arbeitnehmervertreterinnen und Arbeit-

nehmervertreter: mit dem Verlust der Beschäf-

tigteneigenschaft im Konzern der Stadtwerke 

Rheine GmbH, 

d) durch jederzeit möglichen Widerruf der Ent-

sendung des Aufsichtsratsmitgliedes durch 

den Rat der Stadt Rheine. 

 

Für die restliche Amtszeit des ausgeschiedenen 

Mitglieds entsendet der Rat der Stadt Rheine eine 

Nachfolgerin bzw. einen Nachfolger. Scheidet die 

Arbeitnehmervertreterin bzw. der Arbeitnehmer-

vertreter  aus dem Aufsichtsrat aus, ist gleichzei-
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mervertreter bestimmt sich nach den Regeln 

über das Erlöschen der Mitgliedschaft im Be-

triebsrat entsprechend den Regelungen des 

Betriebsverfassungsgesetzes in seiner jeweili-

gen Fassung, derzeit § 24 BetrVG vom 

15.01.1972. In diesem Fall bestimmt sich der 

Nachfolger des ausgeschiedenen Mitgliedes für 

dessen restliche Amtszeit den Regelungen 

über Ersatzmitglieder des Betriebsrates ent-

sprechend den Regelungen des Betriebsver-

fassungsgesetzes in seiner jeweiligen Fassung, 

derzeit § 25 BetrVG vom 15.01.1972. 

 

 

 

 

 

 

 

 

(7) Die Mitgliedschaft des Bürgermeisters / der 

Bürgermeisterin im Aufsichtsrat erlischt mit dem 

Ausscheiden aus dem Amt. Absatz 4 Satz 3 

findet Anwendung. 

 

(8) Die Aufsichtsratsmitglieder - ausgenommen 

die Arbeitnehmervertreter - unterliegen, soweit 

gesetzlich zulässig, den Weisungen des Rates 

der Stadt Rheine.  

 

tig auch das zusammen mit ihm bestimmte stell-

vertretende Mitglied abberufen oder ausgeschie-

den. Scheidet ein stellvertretendes Mitglied aus 

dem Aufsichtsrat aus oder wird es abberufen, so 

bleibt seine Position unbesetzt. Für die bzw. den 

abberufenen oder ausgeschiedene Arbeitnehmer-

vertreterin bzw. Arbeitnehmervertreter bestellt der 

Rat mit der Mehrheit der gesetzlichen Zahl seiner 

Mitglieder aus dem noch nicht in Anspruch ge-

nommenen Teil der Vorschlagsliste (vgl. Ziff. (2)) 

eine Nachfolgerin bzw. einen Nachfolger. Kommt 

eine solche Mehrheit nicht zustande, können die 

Beschäftigten den noch nicht in Anspruch ge-

nommenen Teil der Vorschlagsliste um neue Vor-

schläge ergänzen. Für die Ergänzung gelten die 

Bestimmungen in diesem Vertrag in Verbindung 

mit den in Bezug genommenen gesetzlichen Vor-

schriften und Verordnungen entsprechend. 

 

 

(6) Die Mitgliedschaft des Bürgermeisters bzw. 

der Bürgermeisterin im Aufsichtsrat erlischt mit 

dem Ausscheiden aus dem Amt. 

 

 

(7) Soweit gesetzlich nicht etwas anderes zwin-

gend vorgeschrieben ist, unterliegen die Auf-

sichtsratsmitglieder den Weisungen des Rates 

der Stadt Rheine und sind berechtigt und ver-

pflichtet den Rat über alle Angelegenheiten von 

besonderer Bedeutung frühzeitig zu unterrichten. 

Soweit eine Unterrichtungspflicht gegenüber dem 

Rat der Stadt Rheine nicht besteht, sind die Mit-

glieder des Aufsichtsrates zur Verschwiegenheit 

verpflichtet. Das Nähere regelt die Geschäftsord-

nung. 

 
§ 9 Aufsichtsratssitzungen 

(1) Der Aufsichtsrat wählt aus seiner Mitte ei-

nen Vorsitzenden und einen Stellvertreter für 

deren durch § 8 Abs. 4 festgelegte Amtszeit. 

§ 9 Aufsichtsratssitzungen 

(1) Der Aufsichtsrat wählt aus seiner Mitte eine 

Vorsitzende bzw. einen Vorsitzenden und eine 

Stellvertreterin bzw. einen Stellvertreter für deren 
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Scheiden der Vorsitzende oder der Stellvertre-

ter vor Ablauf ihrer Amtszeit aus, hat der Auf-

sichtsrat unverzüglich eine Neuwahl für die 

restliche Amtszeit des Ausgeschiedenen vor-

zunehmen. Sofern der Vorsitzende verhindert 

ist, nimmt der Stellvertreter die Aufgaben des 

Vorsitzenden wahr.  

 

 

 

 

 

 

 

(2) Der Vorsitzende beruft den Aufsichtsrat ein, 

so oft es die Geschäfte erfordern, oder wenn es 

von einem Geschäftsführer oder drei Aufsichts-

ratsmitgliedern beantragt wird. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

(3) Die Geschäftsführer nehmen an den Sit-

zungen des Aufsichtsrates teil, sofern der Auf-

sichtsrat nicht im Einzelfall etwas anderes be-

stimmt. Der Aufsichtsrat kann sonstige Perso-

nen zu einzelnen Punkten der Tagesordnung 

hinzuziehen. Er hat einen Schriftführer zu be-

stellen, der Arbeitnehmer/in der Gesellschaft 

oder Mitglied des Aufsichtsrates sein muss. 

 

 

 

(4) Der Aufsichtsrat ist schriftlich unter Mittei-

lung der Tagesordnung mit einer Frist von sie-

ben Tagen einzuberufen. In dringenden Fällen 

durch § 8 Abs. 4 festgelegte Amtszeit. Scheidet 

die bzw. der Vorsitzende oder die bzw. der Stell-

vertreter/in vor Ablauf ihrer/seiner Amtszeit aus, 

hat der Aufsichtsrat unverzüglich eine Neuwahl 

für die restliche Amtszeit der bzw. des Ausge-

schiedenen vorzunehmen. Sofern der bzw. die 

Vorsitzende verhindert ist, nimmt die bzw. der 

Stellvertreter/in die Aufgaben der bzw. des Vorsit-

zenden wahr.  

 

(2) Die bzw. der Vorsitzende beruft den Aufsichts-

rat ein, so oft es die Geschäfte erfordern, oder 

wenn es von einem Mitglied der Geschäftsführung 

oder drei Aufsichtsratsmitgliedern beantragt wird 

und leitet die Sitzungen. Die konstituierende Sit-

zung des Aufsichtsrates der Gesellschaft nach 

der Kommunalwahl bis zur Wahl eines bzw. einer 

neuen Vorsitzenden leitet das nach Lebensjahren 

älteste Mitglied des Aufsichtsrates. Es nimmt die 

Aufgaben der bzw. des Vorsitzenden bis zur 

Übertragung auf die bzw. den neu gewählten Vor-

sitzenden wahr. 

 

(3) Die Mitglieder der Geschäftsführung nehmen 

an den Sitzungen des Aufsichtsrates teil, sofern 

der Aufsichtsrat nicht im Einzelfall etwas anderes 

bestimmt. Der Aufsichtsrat kann sonstige Perso-

nen zu einzelnen Punkten der Tagesordnung hin-

zuziehen. Er hat einen Schriftführer bzw. eine 

Schriftführerin zu bestellen, die bzw. der Arbeit-

nehmer/in einer Gesellschaft, die zum Konzern 

der Stadtwerke Rheine GmbH gehört, oder Mit-

glied des Aufsichtsrates sein muss. 

 

(4) Der Aufsichtsrat ist in schriftlicher oder elekt-

ronischer Form unter Mitteilung der Tagesord-

nung mit einer Frist von sieben Tagen einzuberu-

fen. In dringenden Fällen können eine andere 

Form der Einberufung und/oder kürzere Fristen 

gewählt werden. Die bzw. der Aufsichtsratsvorsit-

zende bestimmt den Sitzungsort. 
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können eine andere Form der Einberufung 

und/oder kürzere Fristen gewählt werden. Der 

Aufsichtsratsvorsitzende bestimmt den Sit-

zungsort. 

 

 

(5) Der Aufsichtsrat ist beschlussfähig, wenn 

sämtliche Mitglieder zur Sitzung ordnungsge-

mäß geladen sind und mehr als die Hälfte sei-

ner stimmberechtigten Mitglieder, darunter der 

Vorsitzende oder sein Stellvertreter, anwesend 

ist. Ist der Aufsichtsrat in einer ordnungsgemäß 

einberufenen Sitzung nicht beschlussfähig, so 

kann innerhalb von drei Wochen eine neue Sit-

zung mit gleicher Tagesordnung einberufen 

werden. In dieser neuen Sitzung ist der Auf-

sichtsrat beschlussfähig, sofern sämtliche Mit-

glieder zur Sitzung ordnungsgemäß geladen 

sind und mindestens drei Mitglieder an der Be-

schlussfassung teilnehmen. Hierauf ist in der 

Einladung zur neuen Sitzung, die mit Emp-

fangsbekenntnis oder Zustellungsurkunde zu 

versenden ist, hinzuweisen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

(6) Der Aufsichtsrat fasst seine Beschlüsse mit 

der Mehrheit der abgegebenen Stimmen (ein-

 

 

 

 

 

 

(5) Der Aufsichtsrat ist beschlussfähig, wenn 

sämtliche Mitglieder zur Sitzung ordnungsgemäß 

geladen sind und mehr als die Hälfte anwesend 

sind. Ist ein Gegenstand nicht ordnungsgemäß 

angekündigt, insbesondere erst zu einem späte-

ren Zeitpunkt auf die Tagesordnung gesetzt wor-

den, also nicht Bestandteil der den Mitgliedern 

mitgeteilten Tagesordnung, so müssen mindes-

tens zwei Drittel seiner stimmberechtigten Mitglie-

der, darunter die bzw. der Vorsitzende oder ihre 

Stellvertreterin bzw. sein Stellvertreter, anwesend 

sein. Zu den Punkten der Tagesordnung, die nicht 

rechtzeitig mitgeteilt wurden, kann in der Sitzung 

nur wirksam beschlossen werden, wenn kein an-

wesendes Aufsichtsratsmitglied dem Verfahren 

widerspricht. Abwesenden Mitgliedern ist Gele-

genheit zu geben, ihre Stimme nachträglich - in-

nerhalb von 3 Tagen nach Zustellung der für die 

Stimmabgabe relevanten Informationen - abzuge-

ben. Ist der Aufsichtsrat in einer ordnungsgemäß 

einberufenen Sitzung nicht beschlussfähig, so 

kann innerhalb von 14 Tagen eine neue Sitzung 

mit gleicher Tagesordnung einberufen werden. 

Die Einladung ist an die Mitglieder des Aufsichts-

rates persönlich, nicht an ihre bzw. ihren persönli-

chen Vertreter/in zu richten. In dieser neuen Sit-

zung ist der Aufsichtsrat beschlussfähig, sofern 

die Mitglieder des Aufsichtsrates (nicht ihre Ver-

treter) sämtlich zur Sitzung ordnungsgemäß gela-

den sind und mindestens drei Mitglieder an der 

Beschlussfassung teilnehmen. Hierauf ist in der 

Einladung hinzuweisen. 

 

(6) Der Aufsichtsrat fasst seine Beschlüsse mit 

der Mehrheit der abgegebenen Stimmen (einfa-
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fache Stimmenmehrheit), soweit sich nicht aus 

dem Gesetz oder diesem Gesellschaftsvertrag 

etwas anderes ergibt. Stimmenthaltung und 

Stimmverweigerung werden nicht als Stimmab-

gabe gewertet. Bei Stimmengleichheit gilt der 

Antrag als abgelehnt. 

 

 

(7) In eiligen oder einfachen Angelegenheiten 

können nach dem Ermessen des Vorsitzenden 

Beschlüsse auch durch Einholung schriftlicher, 

fernmündlicher oder per sonstiger elektroni-

scher Medien übermittelter Erklärungen gefasst 

werden, wenn kein Mitglied des Aufsichtsrates 

diesem Verfahren unverzüglich widerspricht; 

ein an der Abstimmung teilnehmendes Auf-

sichtsratsmitglied kann den Widerspruch nur 

zugleich mit der Stimmabgabe erklären.  

 

 

 

(8) Über die Sitzungen des Aufsichtsrates ist 

eine Niederschrift anzufertigen, die vom Vorsit-

zenden, einem weiteren Aufsichtsratsmitglied 

und dem Schriftführer zu unterzeichnen, an die 

Mitglieder zu versenden und zu den Akten der 

Gesellschaft zu nehmen ist. Die Niederschrift 

ist in der folgenden Aufsichtsratssitzung zur 

Genehmigung vorzulegen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

che Stimmenmehrheit), soweit sich nicht aus dem 

Gesetz oder diesem Gesellschaftsvertrag etwas 

anderes ergibt. Stimmenthaltung und Stimmver-

weigerung werden nicht als Stimmabgabe gewer-

tet. Bei Stimmengleichheit gilt der zur Abstim-

mung gestellte Gegenstand der Beschlussfas-

sung als abgelehnt.  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

(7) Über Sitzungen und Beschlüsse des Auf-

sichtsrates ist eine Niederschrift anzufertigen, die 

die bzw. der Vorsitzende, ein weiteres Aufsichts-

ratsmitglied und der bzw. die Schriftführer/in zu 

unterzeichnen haben. In Niederschriften über Sit-

zungen sind Ort und Tag der Sitzung, die Teil-

nehmer, die Gegenstände der Tagesordnung, der 

wesentliche Inhalt der Verhandlung und die Be-

schlüsse des Aufsichtsrates aufzunehmen. In 

Niederschriften über Beschlüsse, die außerhalb 

von Sitzungen gefasst wurden, sind Tag, Art und 

Teilnehmer der Beschlussfassung sowie Inhalt 

der Beschlüsse anzugeben. Die Niederschrift wird 

spätestens mit der Einladung zur nächsten Auf-

sichtsratssitzung übersandt. Widerspricht kein 

Mitglied des Aufsichtsrates dem Inhalt der Nie-

derschrift bis spätestens in der nächsten Sitzung 

des Aufsichtsrates, so gilt die Niederschrift als 

genehmigt. Über den Widerspruch entscheidet die 

bzw. der Vorsitzende des Aufsichtsrates. 
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(9) Erklärungen des Aufsichtsrates werden von 

dem Vorsitzenden unter der Bezeichnung „Auf-

sichtsrat der Stadtwerke Rheine GmbH“ abge-

geben. 

 

(10) Der Aufsichtsrat gibt sich eine Geschäfts-

ordnung. Er kann aus seiner Mitte Ausschüsse 

bestellen und ihre Aufgaben in der Geschäfts-

ordnung festsetzen. Besteht ein Ausschuss 

mindestens aus drei Personen, kann in der Ge-

schäftsordnung für einzelne Geschäfte (z. B. 

Personalangelegenheiten) bestimmt werden, 

dass der Ausschuss anstelle des Aufsichtsrates 

abschließend entscheidet. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

(11) Die Aufsichtsratsmitglieder erhalten eine 

Vergütung, die von der Gesellschafterver-

sammlung festgelegt wird.  

 

 

(8) Erklärungen des Aufsichtsrates werden von 

der/dem Vorsitzenden unter der Bezeichnung 

„Aufsichtsrat der Stadtwerke Rheine GmbH“ ab-

gegeben. 

 

(9) Der Aufsichtsrat gibt sich eine Geschäftsord-

nung. Er kann aus seiner Mitte Ausschüsse be-

stellen, ihre Mitgliederzahl festlegen und ihre Auf-

gaben in der Geschäftsordnung festsetzen. Be-

steht ein Ausschuss mindestens aus drei stimm-

berechtigten Personen, kann in der Geschäfts-

ordnung für einzelne Geschäfte (z. B. Personal-

angelegenheiten) bestimmt werden, dass der 

Ausschuss anstelle des Aufsichtsrates abschlie-

ßend entscheidet. Der Aufsichtsrat kann bestim-

men, dass dem Ausschuss sonstige Personen 

dauerhaft angehören können oder zu einzelnen 

Punkten der Tagesordnung mit beratender Funk-

tion hinzugezogen werden. Die sonstigen Perso-

nen haben kein Stimmrecht. Jede im Aufsichtsrat 

vertretene politische Partei und die Arbeitnehmer-

vertreterinnen bzw. Arbeitnehmervertreter können 

so viele ihrer Aufsichtsratsmitglieder in den Aus-

schuss entsenden, wie ihnen unter Anwendung 

des d'Hondtschen Wahlverfahrens stimmberech-

tigte Mitgliedschaften zugewiesen werden. Kann 

eine politische Partei aufgrund der Anwendung 

der Grundsätze der Verhältniswahl kein stimmbe-

rechtigtes Mitglied in den Ausschuss entsenden, 

so hat sie das Recht, einen ihrer Vertreterinnen 

bzw. Vertreter als beratendes - also stimmrechts-

loses - Mitglied in den Ausschuss zu entsenden. 

 

(10) Die Aufsichtsratsmitglieder erhalten eine 

Vergütung, die von der Gesellschafterversamm-

lung festgelegt wird. 

 
§ 10 Aufgaben des Aufsichtsrates 

 

(1) Der Aufsichtsrat überwacht die Geschäftsfüh-

§ 10 Aufgaben des Aufsichtsrates 

 

(1) Der Aufsichtsrat überwacht die Geschäftsfüh-
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rung. Er kann die Bücher und Schriften der Ge-

sellschaft einsehen und prüfen. Hiermit können 

auch einzelne Mitglieder oder für bestimmte Auf-

gaben besondere Sachverständige beauftragt 

werden. 

 

(2) Der Aufsichtsrat berät die Vorlagen über die 

Beschlüsse der Gesellschafterversammlung vor 

und gibt Beschlussempfehlungen ab. 

 

(3) Neben den sonst im Gesellschaftsvertrag o-

der im Gesetz vorgesehenen Fällen entscheidet 

der Aufsichtsrat über folgende Angelegenheiten: 

 
a) Abschluss, Änderung und Beendigung der 

Anstellungsverträge der Geschäftsführer, 
 
 
b) Entlastung der Geschäftsführer, Geltend-

machung von Ersatzansprüchen der Gesell-
schaft gegenüber den Geschäftsführern, 

 
 
c) Wahl des Abschlussprüfers, 
 
 
 
d) Bildung von Beiräten im Sinne von § 6 

Abs. 2, 
 
e) Zustimmung über die Verfügung über Ge-

schäftsanteile der Gesellschaft im Sinne von § 
5 Abs. 1. 

 
 
(4) Neben den sonst im Gesellschaftsvertrag 

oder im Gesetz vorgesehenen Fällen bedür-

fen die Geschäftsführer in folgenden ihnen 

zugewiesenen Angelegenheiten der vorheri-

gen Zustimmung des Aufsichtsrates: 

 
 
a) Bestellung und Abberufung der Innenrevi-

sion, 

 
b) Erteilung und Widerruf von Prokura, 

 
c) Entsendung von Vertretern in den Auf-

sichtsrat oder das entsprechende Organ eines 

rung. Er kann die Bücher und Schriften der Ge-

sellschaft einsehen und prüfen. Hiermit können 

auch einzelne Mitglieder oder für bestimmte Auf-

gaben besondere Sachverständige beauftragt 

werden. 

 

(2) Der Aufsichtsrat berät die Vorlagen über die 

Beschlüsse der Gesellschafterversammlung vor 

und gibt Beschlussempfehlungen ab. 

 

(3) Neben den sonst im Gesellschaftsvertrag oder 

im Gesetz vorgesehenen Fällen entscheidet der 

Aufsichtsrat über folgende Angelegenheiten: 

 
a) Abschluss, Änderung und Beendigung der 

Anstellungsverträge der Geschäftsführerinnen 
bzw. Geschäftsführer, 
 

b) Entlastung der Geschäftsführerinnen und Ge-
schäftsführer, Geltendmachung von Ersatzan-
sprüchen der Gesellschaft gegenüber den 
Geschäftsführerinnen bzw. Geschäftsführern, 
 

c) Wahl der Abschlussprüfer, Abschlussprüferin-
nen bzw. des Abschlussprüfers/der Ab-
schlussprüferin, 
 

d) Bildung und Besetzung von Ausschüssen 
 
 
 
 
 
 
 

(4) Neben den sonst im Gesellschaftsvertrag oder 

im Gesetz vorgesehenen Fällen bedürfen die Ge-

schäftsführerinnen bzw. Geschäftsführer  in fol-

genden ihnen zugewiesenen Angelegenheiten der 

vorherigen Zustimmung des Aufsichtsrates: 

 

a) Bestellung und Abberufung der Innenrevisi-

on, 

 
b) Erteilung und Widerruf von Prokura, 

 
c) Entsendung von Vertreterinnen und Vertre-

tern in den Aufsichtsrat oder das entspre-

chende Organ eines Beteiligungsunterneh-
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Beteiligungsunternehmens außerhalb des 

Konzerns der Gesellschaft, 

 
d) Übernahme neuer Geschäftsfelder, 

 
e) Erwerb, Veräußerung und Belastung von 

Grundstücken und grundstücksgleichen Rech-

ten, 

f)    die Übernahme von Bürgschaften für Ver-

bindlichkeiten eines Dritten, der nicht mit der 

Gesellschaft konzernrechtlich verbunden ist, 

Abschluss von Gewährverträgen und Bestel-

lung sonstiger Sicherheiten sowie andere 

wirtschaftlich gleichbedeutende Rechtsge-

schäfte, 

 
g) Vornahme von Schenkungen, Hingabe von 

Darlehn, Verzicht auf Forderungen, Abschluss 

von Vergleichen über Ansprüche, 

 
 
h) Vergabe von Lieferungen und Leistungen, 

 
 
i) Stimmabgabe in der Gesellschafterversamm-

lung oder in vergleichbaren Gremien von 

Tochtergesellschaften. 

 
Bezüglich der in Satz 1 Buchstaben e) bis h) 

enthaltenen Geschäfte bedarf es der Zustim-

mung des Aufsichtsrates nur dann, wenn im 

Einzelfall eine vom Aufsichtsrat in dessen Ge-

schäftsordnung wertmäßig und/oder in sonsti-

ger Weise festgelegte Grenze über-schritten 

wird, außerdem kann der Aufsichtsrat bestimm-

te Arten von Geschäften von seiner Zustim-

mung freistellen. 

 

 

 

 

(5) Wenn zustimmungsbedürftige Geschäfte 

nach Absatz 4 keinen Aufschub dulden und ei-

mens außerhalb des Konzerns der Gesell-

schaft, 

 
d) Übernahme neuer Geschäftsfelder, 

 
e) Erwerb, Veräußerung und Belastung von 

Grundstücken und grundstücksgleichen 

Rechten, 

f) die Übernahme von Bürgschaften oder die 

Bestellung sonstiger Sicherheiten für Ver-

bindlichkeiten eines Dritten sowie andere 

wirtschaftlich gleichbedeutende Rechtsge-

schäfte und der Abschluss von Gewährver-

trägen  

 
 

g) Vornahme von Schenkungen, Hingabe von 

Darlehn, Verzicht auf Forderungen, Ab-

schluss von Vergleichen über Ansprüche 

gegenüber Dritten, 

 
h) Vergabe von Lieferungen und Leistungen  

 
 
 

 

 

 
Bezüglich der in Satz 1 Buchstaben e) bis h) ent-

haltenen Geschäfte bedarf es der Zustimmung 

des Aufsichtsrates nur dann, wenn im Einzelfall 

eine vom Aufsichtsrat in dessen Geschäftsord-

nung wertmäßig und/oder in sonstiger Weise 

festgelegte Grenze über-schritten wird, außerdem 

kann der Aufsichtsrat bestimmte Arten von Ge-

schäften von seiner Zustimmung freistellen. Dritte 

im Sinne dieser Ziff. (4) sind natürliche oder juris-

tische Personen,  an denen die Stadtwerke Rhei-

ne GmbH nicht unmittelbar oder mittelbar zu 100 

% beteiligt ist. 

 

(5) Wenn zustimmungsbedürftige Geschäfte nach 

Absatz 4 keinen Aufschub dulden, dürfen die Ge-
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ne unverzügliche Beschlussfassung des Auf-

sichtsrates auch nach Maßgabe des § 9 Abs. 7 

nicht möglich ist, dürfen die Geschäftsführer mit 

Zustimmung des Vorsitzenden des Aufsichtsra-

tes und eines weiteren Mitgliedes des Auf-

sichtsrates selbständig handeln. Dies gilt nur 

für die in Abs. 4 Buchstaben e) bis h) genann-

ten Angelegenheiten. Die Gründe für die Eilent-

scheidung und die Art der Erledigung sind dem 

Aufsichtsrat in der nächsten Sitzung bekannt zu 

geben. 

Im Falle einer Übertragung auf einen Aus-

schuss zur abschließenden Entscheidung ge-

mäß § 9 Abs. 10 gilt das entsprechend.  

 

(6) Der Aufsichtsrat vertritt die Gesellschaft ge-

genüber den Geschäftsführern gerichtlich und 

außergerichtlich. 

 

schäftsführerinnen bzw. Geschäftsführer mit Zu-

stimmung der bzw. des Vorsitzenden des Auf-

sichtsrates und eines weiteren Mitgliedes des 

Aufsichtsrates selbständig handeln. Die Gründe 

für die Eilentscheidung und die Art der Erledigung 

sind dem Aufsichtsrat in der nächsten Sitzung be-

kannt zu geben. 

 

 

 

 

Im Falle einer Übertragung auf einen Ausschuss 

zur abschließenden Entscheidung gemäß § 9 

Abs. 9 gilt das entsprechend.  

 

(6) Der Aufsichtsrat vertritt die Gesellschaft ge-

genüber den Geschäftsführern/innen gerichtlich 

und außergerichtlich. 

 
§ 11 Einberufung der Gesellschafterversamm-

lung und Vorsitz 

 

(1) Die Gesellschafterversammlung wird durch ei-

nen Geschäftsführer einberufen, soweit das Ge-

setz nichts anderes bestimmt. 

 

(2) Jeder Geschäftsführer hat die Gesellschafter-

versammlung außer in den vom Gesetz bestimm-

ten Fällen einzuberufen, wenn der Aufsichtsrat o-

der die Gesellschafterin es verlangt. 

 

 

(3) Die ordentliche Gesellschafterversammlung soll 

innerhalb der ersten acht Monate des Geschäfts-

jahres stattfinden. 

 

(4) Die Einladung ist schriftlich unter Mitteilung der 

Tagesordnung unter Mitteilung des Tagungsortes 

und des Sitzungsbeginns mit einer Frist von min-

destens zwei Wochen zu übermitteln. In dringen-

den Fällen können eine andere Form der Einberu-

§ 11 Einberufung der Gesellschafterversamm-

lung und Vorsitz 

 

(1) Die Gesellschafterversammlung wird durch ei-

ne Geschäftsführerin oder einen Geschäftsführer 

einberufen, soweit das Gesetz nichts anderes be-

stimmt. 

(2) Jede Geschäftsführerin und jeder Geschäfts-

führer hat die Gesellschafterversammlung außer 

in den vom Gesetz bestimmten Fällen einzuberu-

fen, wenn der Aufsichtsrat oder die Gesellschafte-

rin es verlangt. 

 

(3) Die ordentliche Gesellschafterversammlung 

soll innerhalb der ersten acht Monate des Ge-

schäftsjahres stattfinden. 

 

(4) Die Einladung ist in schriftlicher oder elektroni-

scher Form unter Mitteilung der Tagesordnung, 

des Tagungsortes und des Sitzungsbeginns mit 

einer Frist von mindestens einer Woche zu über-

mitteln. In dringenden Fällen können eine andere 
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fung und/oder eine kürzere Frist gewählt werden.  

 

 

(5) Den Vorsitz in der Gesellschafterversammlung 

führt der Vorsitzende des Aufsichtsrates. Die Ge-

schäftsführer nehmen an der Gesellschafterver-

sammlung teil, sofern die Gesellschafterversamm-

lung nicht im Einzelfall etwas anderes bestimmt. 

Die Gesellschafterversammlung kann andere Per-

sonen zu einzelnen Punkten der Tagesordnung 

heranziehen. 

 

 

(6) Über die Verhandlungen und Beschlüsse der 

Gesellschafterversammlung ist eine Niederschrift 

anzufertigen, die vom Vorsitzenden der Sitzung zu 

unterzeichnen und zu den Akten der Gesellschaft 

zu nehmen ist. 

 

Form der Einberufung und/oder eine kürzere Frist 

gewählt werden.  

 

(5) Den Vorsitz in der Gesellschafterversammlung 

führt die bzw. der Vorsitzende des Aufsichtsrates. 

Die Geschäftsführerinnen bzw. Geschäftsführer 

nehmen an der Gesellschafterversammlung teil, 

sofern die Gesellschafterversammlung nicht im 

Einzelfall etwas anderes bestimmt. Die Gesell-

schafterversammlung kann andere Personen zu 

einzelnen Punkten der Tagesordnung heranzie-

hen. 

 

(6) Über die Verhandlungen und Beschlüsse der 

Gesellschafterversammlung ist eine Niederschrift 

anzufertigen, die von der bzw. dem Vorsitzenden 

der Sitzung zu unterzeichnen und zu den Akten 

der Gesellschaft zu nehmen ist. 

 

§ 12 Aufgaben der Gesellschafterversamm-

lung 

 

Die Gesellschafterversammlung entscheidet 

insbesondere über folgende Angelegenheiten: 

 

 

 

a) Feststellung des Jahresabschlusses sowie 

die Verwendung des Jahresergebnisses 

und den Vortrag oder die Abdeckung des 

Verlustes, 

 

b) Feststellung und Änderung des Wirt-

schaftsplanes, 

 

c) Erwerb und Veräußerung von Unterneh-

men, Teilen von Unternehmen und Beteili-

gungen, 

 

 

§ 12 Aufgaben der Gesellschafterversamm-

lung 

 

Neben den im Gesellschaftsvertrag oder im Ge-

setz vorgesehenen Fällen entscheidet die Gesell-

schafterversammlung insbesondere über folgende 

Angelegenheiten: 

 

a) Feststellung des Jahresabschlusses sowie 

die Verwendung des Jahresergebnisses und 

den Vortrag oder die Abdeckung des Verlus-

tes, 

 

b) Feststellung des Wirtschaftsplanes, 

 
 

c) Erwerb und Veräußerungen von Unterneh-

men, Teilen von Unternehmen und unmittel-

bar Beteiligungen oder Teilen hiervon, 

 

d) Erwerb und Veräußerungen von mittelbaren 

Beteiligungen oder Teilen davon,  
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d) Abschluss, Kündigung, Änderung und 

Aufhebung von Unternehmensverträgen 

im Sinne von §§ 291, 292 Abs. 1 AktG 

sowie (auch der Abschluss von Betriebs-

führungsverträgen über das Unternehmen 

im Ganzen oder über wesentliche Teile), 

 

e) Festsetzung der Vergütung der Aufsichts-

ratsmitglieder, 

 
f) Entlastung des Aufsichtsrates, 

 
g) Geltendmachung von Ersatzansprüchen 

gegenüber Aufsichtsratsmitgliedern, 

 
h) Änderungen des Gesellschaftsvertrages 

einschließlich Kapitalerhöhungen und -

herabsetzungen, 

 

k) Zustimmung zur Verfügung über Ge-

schäftsanteile oder Teile von Geschäfts-

anteilen im Sinne von § 5 Abs. 1. 

 
i) Umwandlung, Verschmelzung, Spaltung 

und Auflösung der Gesellschaft, 

 

j) Bestellung und Abberufung von Ge-

schäftsführer(n), 

 

 

e) Abschluss, Kündigung, Änderung und Auf-

hebung von Unternehmensverträgen im Sin-

ne von §§ 291, 292 Abs. 1 AktG sowie (auch 

der Abschluss von Betriebsführungsverträ-

gen über das Unternehmen im Ganzen oder 

über wesentliche Teile), 

 

f) Festsetzung der Vergütung der Aufsichts-

ratsmitglieder, 

 
g) Entlastung des Aufsichtsrates, 

 

h) Geltendmachung von Ersatzansprüchen ge-

genüber Aufsichtsratsmitgliedern, 

 
i) Änderungen des Gesellschaftsvertrages ein-

schließlich Kapitalerhöhungen und -

herabsetzungen, 

 
j) Zustimmung zur Verfügung über Geschäfts-

anteile oder Teile von Geschäftsanteilen im 

Sinne von § 5 Abs. 1. 

 
k) Umwandlung, Verschmelzung, Spaltung und 

Auflösung der Gesellschaft, 

 

l) Bestellung und Abberufung von Geschäfts-

führerinnen und Geschäftsführern, 

 

§ 13 Wirtschaftsplan 

 

(1) Die Geschäftsführer stellen so rechtzeitig 

einen Wirtschaftsplan auf, dass der Aufsichtsrat 

vor Beginn des Geschäftsjahres seine Zustim-

mung erteilen kann. Der Wirtschaftsplan um-

fasst den Erfolgsplan, eine fünfjährige Finanz-

planung und den Personalplan. Bei wesentli-

chen Abweichungen ist ein Nachtrag zum  

Wirtschaftsplan aufzustellen. 

 

 

§ 13 Wirtschaftsplan 

 

(1) Die Geschäftsführung stellt für das jeweils fol-

gende Wirtschaftsjahr einen Wirtschaftsplan so 

rechtzeitig auf, dass der Aufsichtsrat und die Ge-

sellschafterversammlung ihre Zustimmung ertei-

len können. Der Wirtschaftsplan besteht aus dem 

Finanzplan (Kapitalflussrechnung), dem Erfolgs-

plan (Gewinn- und Verlustrechnung), dem Ver-

mögensplan (Bilanz) und dem Investitionsplan 

(Anlagevermögen). Er ist so aufzustellen, dass 

die Vorgaben der Gemeindeordnung NRW einge-
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(2) Die Geschäftsführer unterrichten den Auf-

sichtsrat laufend über die Entwicklung des Ge-

schäftsjahres. 

 

halten werden, insbesondere ist der Wirtschafts-

führung eine fünfjährige Finanzplanung zugrunde 

zu legen.  

 

(2) Die Geschäftsführung unterrichtet die bzw. 

den Aufsichtsratsvorsitzende/n laufend über die 

Entwicklung des Geschäftsjahres. 

 

(3) Die Geschäftsführung erstattet einmal jährlich 

einen Beteiligungsbericht. 

 

 
§ 14 Jahresabschlusses, Lagebericht, Offen-

legung 

 

(1) Die Geschäftsführer haben den Jahresab-

schluss und den Lagebericht nach den für gro-

ße Kapitalgesellschaften geltenden Vorschriften 

des Dritten Buches des Handelsgesetzbuches 

aufzustellen und prüfen zu lassen. Die Offenle-

gung des Jahresabschlusses und des Lagebe-

richts richtet sich nach den für die Größenord-

nung der Gesellschaft maßgeblichen Vorschrif-

ten des Dritten Buches des Handelsgesetzbu-

ches. Die Vorschriften der Gemeindeordnung 

bleiben unberührt. 

 

 

(2) Die Geschäftsführer haben zu veranlassen, 

dass die im Haushaltsgrundsätzegesetz in sei-

ner jeweiligen Fassung (derzeit § 53 Haus-

haltsgrundsätzegesetz vom 19.08.69) genannte 

Prüfung, Berichterstattung und Übersendung 

des Prüfungsberichtes an den Auf-sichtsrat und 

die Stadt Rheine erfolgt und dass die Ausle-

gungs- und Bekanntmachtungspflichten der 

Gemeindeordnung erfüllt werden. 

 

(3) Der Stadt Rheine werden die Befugnisse 

des Haushaltsgrundsätzegesetzes in seiner je-

weiligen Fassung (derzeit § 54) eingeräumt. 

§ 14 Jahresabschlusses, Lagebericht, Offen-

legung 

 

(1) Die Geschäftsführer/innen haben den Jahres-

abschluss und den Lagebericht nach den für gro-

ße Kapitalgesellschaften geltenden Vorschriften 

des Dritten Buches des Handelsgesetzbuches 

aufzustellen und prüfen zu lassen. Die Offenle-

gung des Jahresabschlusses und des Lagebe-

richts richtet sich nach den für die Größenordnung 

der Gesellschaft maßgeblichen Vorschriften des 

Dritten Buches des Handelsgesetzbuches. Die 

Vorschriften der Gemeindeordnung bleiben unbe-

rührt. 

 

 

(2) Die Geschäftsführer/innen haben zu veranlas-

sen, dass die im Haushaltsgrundsätzegesetz in 

seiner jeweiligen Fassung (derzeit § 53 Haus-

haltsgrundsätzegesetz vom 19.08.69) genannte 

Prüfung, Berichterstattung und Übersendung des 

Prüfungsberichtes an den Aufsichtsrat und die 

Stadt Rheine erfolgt und dass die Auslegungs- 

und Bekanntmachtungspflichten der Gemeinde-

ordnung erfüllt werden. 

 

(3) Die örtliche Rechnungsprüfung der Stadt 

Rheine kann sich zur Klärung von Fragen, die bei 

der Prüfung nach § 44 Haushaltsgrundsätzege-
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 setz auftreten, unmittelbar unterrichten und zu 

diesem Zweck den Betrieb, die Bücher und die 

Schriften der Gesellschaft einsehen. Im Rahmen 

der Betätigungsprüfung der Verwaltung kann sich 

die örtliche Rechnungsprüfung unmittelbar infor-

mieren.  

Der Stadt Rheine werden die Befugnisse des 

Haushaltsgrundsätzegesetzes in seiner jeweiligen 

Fassung (derzeit § 54) eingeräumt. 

 

(4) Die für die Tätigkeit im Geschäftsjahr gewähr-

ten Gesamtbezüge im Sinne des § 285 Nr. 9 HGB 

der Mitglieder der Geschäftsführung, des Auf-

sichtsrates, der Ausschüsse oder einer ähnlichen 

Einrichtung sind im Anhang zum Jahresabschluss 

jeweils für jede Personengruppe sowie zusätzlich 

unter Namensnennung für jedes einzelne Mitglied 

dieser Personengruppe unter Aufgliederung nach 

den Komponenten im Sinne des § 285 Nr. 9 lit. a 

HGB anzugeben. 

 
§ 15 Gewinnverteilung 

 

Für die Gewinnverteilung gilt § 29 GmbHG. 

 

§ 15 Gewinnverteilung 

 

Für die Gewinnverteilung gilt § 29 GmbHG. 

 
§ 16 Steuerklasse 

 

(1) Die Gesellschaft darf der Gesellschafterin 

oder dieser nahestehenden Dritten geldwerte 

Vorteile nur nach Maßgabe satzungsmäßer 

Gewinnverteilungsbeschlüsse gewähren. 

 

(2) Verstoßen Rechtsgeschäfte oder Rechts-

handlungen gegen Ziffer 1, so sind sie insoweit 

unwirksam, als den dort genannten Personen 

ein Vorteil gewährt wird. Der Begünstigte ist 

verpflichtet, der Gesellschaft Wertersatz in Hö-

he des ihm gewährten Vorteils zu leisten. Be-

steht aus Rechtsgründen gegen einen der Ge-

sellschafterin nahestehenden Dritten kein Aus-

gleichsanspruch, oder ist er rechtlich nicht 

 



19 
 

durchsetzbar, so richtet sich der Anspruch ge-

gen die Gesellschafterin, der der Dritte nahe 

steht. 

 

(3) Ob und in welcher Höhe ein geldwerter Vor-

teil entgegen den Bestimmungen der Ziffer 1 

gewährt worden ist, wird mit den Rechtsfolgen 

der Ziffer 2 durch rechtskräftige Feststellungen 

der Finanzbehörde oder eines Finanzgerichts 

für die Beteiligten verbindlich. 

 
§ 17 Schlussbestimmungen 

 

(1) Sollten sich einzelne Bestimmungen des 

Vertrages als ungültig erweisen, so wird 

dadurch die Gültigkeit des Vertrages im Übri-

gen nicht berührt. In einem solchen Falle ist die 

ungültige Bestimmung durch Beschluss der 

Gesellschafterin möglichst umgehend so abzu-

ändern oder zu ergänzen, dass der mit der un-

gültigen Bestimmung beabsichtigte wirtschaftli-

che Zweck erreicht wird. 

 

(2) Soweit dieser Vertrag nichts Abweichendes 

bestimmt, gelten die gesetzlichen Bestimmun-

gen in ihrer jeweiligen Fassung. 

 

Rheine, 4. April 2006  

 

§ 16 Schlussbestimmungen 

 

(1) Sollten sich einzelne Bestimmungen des Ver-

trages als ungültig erweisen, so wird dadurch die 

Gültigkeit des Vertrages im Übrigen nicht berührt. 

In einem solchen Falle ist die ungültige Bestim-

mung durch Beschluss der Gesellschafterin mög-

lichst umgehend so abzuändern oder zu ergän-

zen, dass der mit der ungültigen Bestimmung be-

absichtigte wirtschaftliche Zweck erreicht wird. 

 

 

(2) Soweit dieser Vertrag nichts Abweichendes 

bestimmt, gelten die gesetzlichen Bestimmungen 

in ihrer jeweiligen Fassung. 

 

Rheine, …………….. 2017 

 
 


